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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebraditen Entwurf eines 
Gesetzes über Bodenbenutzungserhebung und 
Ernteberichterstattung 

— Drucksache 323 — 


A. Bericht des Abgeordneten Seither 


Die Erhebungen über die Bodenbenutzung und die 
Ernteberichterstattung gehören zu den ältesten Er- 
hebungen der amtlichen Agrarstatistik. Sie werden 
teilweise seit dem vorigen Jahrhundert durchge- 
führt. Ihre Ergebnisse liefern wichtiges Grund- 
lagenmaterial für die agrarpolitischen Maßnahmen 
des Bundes und der Länder. 

Derzeitige Rechtsgrundlage der Erhebungen ist 
die Gemeinsame Anordnung der Verwaltungen des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets vom 1. Juni 1949 in 
Verbindung mit § 16 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke. Da die Erhebungen auf 
dieser Grundlage ab September 1959 nicht mehr 
durchgeführt werden können, hat der Bundestag 
bereits in der 2. Wahlperiode in seiner 227. Sitzung 
am 29. August 1957 ein Gesetz über Bodenbenut- 
Zungserhebung und Ernteberichterstattung in der 
aus der Bundesratsdrucksache Nr. 385/57 ersicht- 
lichen Fassung beschlossen. Der Bundesrat hat das 
Gesetz jedoch abgelehnt — Drucksache 32 der 
3. Wahlperiode. 

Der nun neu vorgelegte Gesetzentwurf der Bun- 
desregierung trägt den früheren Bedenken des Bun- 
desrates Rechnung. Er beschränkt sich weitgehend 
auf den bisherigen Umfang der Bodenbenutzungs- 
erhebungen und verzichtet gegenüber dem Gesetz 
der 2. Wahlperiode auf Erhebungen über den An- 
bau von Blumen und sonstigen Zierpflanzen sowie 
von Heil- und Gewürzpflanzen, weiterhin auf den 
Übergang von zweijährigen zu einjährigen Baum- 
schulerhebungen und auf ständige Totalerhebungen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat sich am 15. Oktober 1958 mit dem Ge- 


setzentwurf befaßt. Er billigt einmal den Entwurf 
der Bundesregierung und tritt deren Stellungnahme 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates bei. 
Danach kann die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Zusammenfassung der Bodenbenutzungsvorerhe- 
bung und -haupterhebung im Gesetz nicht ange- 
nommen werden, weil künftig auf eine Möglichkeit 
zur getrennten Erhebung noch nicht verzichtet wer- 
den kann. Andererseits wird es begrüßt, daß in 
den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg künftig 
repräsentative Erhebungen entfallen (§ 9 a). 

Der Ausschuß hat sich darüber hinaus eingehend 
überlegt, ob nicht in § 9 zumindest ein fünfjähriger 
Turnus für Totalerhebungen eingeführt werden 
sollte, um einmal zu Kreis- und Gemeindeergebnis- 
sen zu kommen und zum anderen die methodischen 
Voraussetzungen für einwandfreie Repräsentativ- 
erhebungen und zuverlässige Erntestatistiken zu 
sichern. Der Ausschuß hat hierzu jedoch von einem 
Beschluß abgesehen in der Erwartung, daß der Bun- 
desrat notwendig werdende Rechtsverordnungen 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten über Totalerhebungen auf Grund von 
§ 9 wohlwollend behandeln wird. Das gleiche gilt 
für Rechtsverordnungen der Bundesregierung, die 
bei allgemeiner Durchführung der Bodenbenutzungs- 
haupterhebung auch die Erfassung der Flüchtlings- 
und Vertriebeneneigenschaft vorsehen. 

Nicht billigen kann dagegen der Ausschuß die 
Einschränkungen, die der Regierungsentwurf hin- 
sichtlich der Blumen und sonstigen Zierpflanzen, der 
Heil- und Gewürzpflanzen sowie der Baumschul- 
erhebung gegenüber dem vom Bundestag in der 
2. Wahlperiode beschlossenen Gesetz enthält. 
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Der Ausschuß hält einmal die Ergänzung der 
Gemüsehaupterhebung (§ 2 Nr. 5 und § 7) durch 
Erhebungen über den Anbau von Blumen und son- 
stigen Zierpflanzen zu Erwerbszwecken für drin- 
gend erforderlich. Der Umsatzwert von Blumen und 
sonstigen Zierpflanzen im Erwerbsgartenbau ent- 
spricht demjenigen für Gemüse und Erdbeeren. Eine 
fortlaufende genaue Kenntnis des Anbaus von Blu- 
men und Zierpflanzen ist somit — im Gegensatz 
zur früheren Auffassung des Bundesrates — für die 
Agrarpolitik von großer Bedeutung. Dies gilt vor 
allem im Hinblick auf die Einfuhrplanung und die 
kommenden Verhandlungen im Rahmen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, innerhalb deren 
bereits weitgehend (Belgien, Italien, Niederlande) 
entsprechende jährliche Erhebungen durchgeführt 
werden. Auch der Einwand des Bundesrates, diese 
zusätzlichen Erhebungen führten zu keinen brauch- 
baren Ergebnissen, kann nicht anerkannt werden, 
denn die bisherigen Erhebungen wurden auf frei- 
williger Grundlage durchgeführt. Bei Vorliegen 
einer gesetzlichen Auskunftspflicht ist mit brauch- 
baren Ergebnissen zu rechnen. Zudem entstehen 
durch die gewünschte Erweiterung der Gemüse- 
haupterhebung keine größeren Mehrkosten. 

Der Ausschuß ist des weiteren der Auffassung, 
daß die bereits seit längerer Zeit durchgeführte 
Heil- und Gewürzpflanzenerhebung beibehalten 
werden muß (§ 2 Nr. 5a und § 7a). Die Erhebung 
ist agrarpolitisch ebenfalls von Interesse, da der 
Anbau von Heil- und Gewürzpflanzen überwiegend 
in landwirtschaftlichen Kleinbetrieben, deren Exi- 
stenz weitgehend hiervon abhängt, durchgeführt 
wird. Ohne den Umfang der einheimischen Erzeu- 
gung zu kennen, ist es nicht möglich, die erforder- 
lichen Erkenntnisse über die Einfuhrnotwendigkei- 
ten zu gewinnen. Da der Kreis der Befragten ver- 
hältnismäßig klein ist, sind die Kosten der Erhe- 
bung nur gering. 


Der Ausschuß hält außerdem eine jährliche Durch- 
führung der Baumschulerhebung (§ 8) für erforder- 
lich. Die bisherigen Baumschulerhebungen im zwei- 
jährigen Turnus haben sich nicht ausreichend be- 
währt. Sie geben nicht den notwendigen Überblick 
über die voraussichtliche Produktionsentwicklung, 
wie dies notwendig ist, um die Anbauplanung vor 
Fehlinvestitionen zu sichern. Dies gilt vor allem 
auch für den In- und Export, der gerade angesichts 
des Gemeinsamen Europäischen Marktes zuneh- 
mend an Bedeutung gewinnt. Durch die Einschrän- 
kung des bisherigen Erhebungsprogramms werden 
im übrigen bei den jährlichen Erhebungen Aufbe- 
reitungskosten nicht erhöht. 

Schließlich hat der Ausschuß einige geringfügige 
Änderungen der Regierungsvorlage beschlossen. 
Einmal soll die bisherige Bodenbenutzungserhe- 
bung auf Grund einer berechtigten Einwendung der 
Gesellschaft für deutsche Sprache e. V. künftig nur 
noch Bodennutzungserhebung genannt werden. 
Weiterhin erscheint eine redaktionelle Änderung 
des § 10 zur Klarstellung des Begriffs der Nutzung 
notwendig. Außerdem ist die Vorschrift über das 
Inkrafttreten (§ 16) neu gefaßt worden, da nicht 
feststeht, ob das Gesetz noch rechtzeitig vor dem 
1. Januar 1959 verkündet werden kann. Wird es 
vorher verkündet, so besteht ein Interesse daran, 
daß zumindest die Rechtsetzungsermächtigungen 
sofort in Kraft treten. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat die Neufassung des Gesetzentwurfs 
einstimmig beschlossen. Der mitbeteiligte Ausschuß 
für Kommunalpolitik hat sich in seiner Sitzung am 
16. Oktober 1958 ebenfalls einstimmig mit dieser 
Fassung einverstanden erklärt, 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten darf ich bitten, den Gesetz- 
entwurf in der vom Ausschuß beschlossenen Fas- 
sung anzunehmen. 


Bonn, den 17. Oktober 1958 

Seither 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 323 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 17. Oktober 1958 

Der Ausschuß für Ernährungr 
Landwirtschaft und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Seither 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über Bodenbenutzungserhebung und 
Ernteberichterstattung 
— Drucksache 323 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
(19. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über Bodenbenutzungs- 
erhebung und Emteberichterstattung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden Er- 
hebungen über die Bodenflächen und ihre Benut- 
zung (Bodenbenutzungserhebung) und Bericht- 
erstattungen über Wadis tumstand und Ernte von 
Erzeugnissen der Landwirtschaft, des Gartenbaus 
und des Weinbaus (Ernteberichterstattung) als 
Bundesstatistik durchgeführt. 


ERSTER ABSCHNITT 
Bodenbenutzungserhebung 
§ 2 

Die Bodenbenutzungserhebung umfaßt folgende 
Einzelerhebungen: 

1. Vorerhebung über die Bodenbenutzung (Bo- 
denbenutzungsvorerhebung) , 

2. Haupterhebung über die Bodenbenutzung 
(Bodenbenutzungshaupterhebung) , 

3. Erhebung über den Anbau von Zwischen- 
früchten und von Futterpflanzen zur Saatgut- 
erzeugung (Bodenbenutzungsnacherhebung) , 

4. Vorerhebung über den Anbau von Gemüse 
und Erdbeeren (Gemüsevorerhebung), 

5. Haupterhebimg über den Anbau von Gemüse 
und Erdbeeren (Gemüsehaupterhebung), 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über Bodennutzungs- 
erhebung und Ernteberichterstattung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden Er- 
hebungen über die Bodenflächen und ihre Nut- 
zung (Bodennutzungserhebung) und Bericht- 
erstattungen über Wachstumstand und Ernte von 
Erzeugnissen der Landwirtschaft, des Gartenbaus 
und des Weinbaus (Ernteberichterstattung) als 
Bundesstatistik durch geführt. 


ERSTER ABSCHNITT 
Bodennutzungserhebung 
§ 2 

Die Bodennutzungserhebung umfaßt folgende 
Einzelerhebungen : 

1. Vorerhebung über die Bodennutzung (Boden- 
nutzungsvorerhebung) , 

2. Haupterhebung über die Bodennutzung (Bo- 
dennutzungshaupterhebung) , 

3. Erhebung über den Anbau von Zwischen- 
früchten und von Futterpflanzen zur Saatgut- 
erzeugung (Bodennutzungsnacherhebung) , 

4. unverändert 

5. Haupterhebung über den Anbau von Gemüse, 
Erdbeeren, Blumen und sonstigen Zierpflan- 
zen (Gemüsehaupterhebung), 
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Entwurf 


6. Erhebung über die Pflanzenbestände in den 

Baumschulen (Baumschulerhebung). 

§ 3 

(1) Bei der Bodenbenutzungsvorerhebung werden 
jährlich in der Zeit von Januar bis Mai erfaßt 

die Bodenflächen und der Rechtsgrund ihres Be- 
sitzes. 

(2) Auskunftspflichtig sind 

1. die Inhaber und Eigentümer von land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben imd von 
Gesamtflächen ab 0,5 Hektar, die ganz 
oder teilweise land- oder forstwirtschaft- 
lich genutzt werden, sowie von allen 
Flächen des Erwerbsgartenbaus und des 
Erwerbsweinbaus, 

2. die Gemeinden für alle sonstigen Boden- 
flächen. 

§ 4 

(1) Bei der Bodenbenutzungshaupterhebung wer- 
den jährlich im Monat Mai erfaßt 

die Nutzung der Bodenflächen und die gegen- 
über der Bodenbenutzungsvorerhebung eingetre- 
tenen Veränderungen der Betriebsflächen. 

(2) Auskunftspflichtig sind 

1. die Inhaber von land- und forstwirtschaft- 
lichen Betrieben und von Gesamtflächen ab 
0,5 Hektar, die ganz oder teilweise land- 
oder forstwirtschaftlich genutzt werden, 
sowie von allen Flächen des Erwerbs- 
gartenbaus und des Erwerbsweinbaus, 

2. die Gemeinden für alle sonstigen Boden- 
flächen. 


§ 5 

(1) Bei der Bodenbenutzungsnacherhebung wer- 
den jährlich im Monat Oktober erfaßt 

der Anbau von landwirtschaftlichen Zwischen- 
früchten und von Futterpflanzen zur Saatgut- 
erzeugung. 

In den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg fin- 
det die Bodenbenutzungsnacherhebung nur statt, 
wenn sie nach § 9 Satz 2 als allgemeine Erhebung 
angeordnet wird. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Inhaber von land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieben und von Ge- 
samtflächen ab 0,5 Hektar, die ganz oder teilweise 
land- oder forstwirtschaftlich genutzt werden. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

5a. Erhebung über Heil- und Gewürzpflanzen 
(Heil- und Gewürzpflanzenerhebung), 

6. unverändert 

§ 3 

(1) Bei der Bodennutzungsvorerhebung werden 
jährlich in der Zeit von Januar bis Mai erfaßt 

die Bodenflächen und der Rechtsgrund ihres Be- 
sitzes. 

(2) unverändert 


§ 4 

(1) Bei der Bodennutzungshaupterhebung werden 
jährlich im Monat Mai erfaßt 

die Nutzung der Bodenflächen und die gegen- 
über der Bodennutzungsvorerhebung eingetre- 
tenen Veränderungen der Betriebsflächen. 

(2) unverändert 


§ 5 

(1) Bei der Bodennutzungsnacherhebung wer- 
den jährlich im Monat Oktober erfaßt 

der Anbau von landwirtschaftlichen Zwischen- 
früchten und von Futterpflanzen zur Saatgut- 
erzeugung. 


(2) unverändert 


4 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 580 


Entwurf 

§ 6 

(1) Bei der Gemüsevorerhebung werden jährlich 
im Monat Februar erfaßt 

der Anbau von Wintergemüse und Erdbeeren und 

der beabsichtigte Anbau von Gemüse. 

(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, die Ge- 
müse oder Erdbeeren zu Erwerbszwecken anbauen. 

§ 7 

(1) Bei der Gemüsehaupterhebung werden jähr- 
lich im Monat Juli erfaßt 

der Anbau von Gemüse und Erdbeeren sowie der 

beabsichtigte Anbau von Wintergemüse. 

(2) Auskunftspfliditig sind alle Personen, die 
Gemüse oder Erdbeeren zu Erwerbszwecken an- 
bauen. 


§ 8 

(1) Bei der Baums chulerhebung werden alle zwei 
Jahre, zuerst 1960, in der Zeit von Juli bis August 
erfaßt 

die Bestände an Obst- und Ziergehölzen nach 

Art, Zahl und Anzuchtmerkmalen. 

(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, die sich 
mit der Anzucht der in Absatz 1 genannten Baum- 
schulerzeugnisse befassen. 

§ 9 

Die Erhebimgen nach den §§ 3 bis 8 werden re- 
präsentativ durchgeführt. Der Auswahlsatz soll bei 
den Erhebungen nach den §§ 3 bis 5 zehn vom Hun- 
dert, nach den §§ 6 und 7 zwanzig vom Hundert 
und nach § 8 dreißig vom Hundert der Auskunfts- 
pflichtigen nicht übersteigen. Der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten kann, 
soweit dies zur Erzielung der benötigten Ergebnisse 
geboten ist, durch Rechtsverordnung, die der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, bestimmen, daß 
in einzelnen Jahren die in Satz 1 bezeichneten Er- 
hebungen allgemein durchgeführt werden. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

§ 6 

unverändert 


§ 7 

(1) Bei der Gemüsehaupterhebung werden jähr- 
lich im Monat Juli erfaßt 

der Anbau von Gemüse, Erdbeeren, Blumen und 

sonstigen Zierpflanzen sowie der beabsichtigte 

Anbau von Wintergemüse. 

(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, die 
Gemüse, Erdbeeren, Blumen oder sonstige Zier- 
pflanzen zu Erwerbszwecken anbauen. 

§ 7a 

(1) Bei der Heil- und Gewürzpflanzenerhebung 
wird jährlich im Monat Juli erfaßt 

der Anbau von Heil- und Gewürzpflanzen. 

(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, die 
Heil- oder Gewürzpflanzen zu Erwerbszwecken an- 
bauen. 

§ 8 

(1) Bei der Baumschulerhebung werden jährlich 
in der Zeit von Juli bis August erfaßt 

die Bestände an Obst- und Ziergehölzen nach Art, 

Zahl und Anzuchtmerkmalen. 

(2) unverändert 


§ 9 

Die Erhebungen nach den §§ 3 bis 8 werden re- 
präsentativ durchgeführt. Der Auswahlsatz soll im 
Bundesdurchschnitt bei den Erhebungen nach den 
§§ 3 bis 5 zehn vom Hundert und nach den §§ 7 a 
und 8 dreißig vom Hundert der Auskunftspflich- 
tigen sowie nach den §§ 6 und 7 zwanzig vom Hun- 
dert der Gemeinden nicht übersteigen. Der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
kann, soweit dies zur Erzielung der benötigten Er- 
gebnisse geboten ist, durch Rechtsverordnung, die 
der Zustimmung des Bund es rat es bedarf, bestim- 
men, daß in einzelnen Jahren die in Satz 1 bezeich- 
neten Erhebungen allgemein durchgeführt werden. 

§ 9a 

In den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg fin- 
den Erhebungen nach den §§ 3 bis 8 nur statt, wenn 
sie nadi § 9 allgemein durchgeführt werden. 
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Entwurf 
§ 10 

Bei den Erhebungen werden die Flächen nach 
Nutzung, Kulturarten, Pflanzenarten und Pflanzen- 
gruppen aufgegliedert. 

§ 11 

(1) Den mit der Durchführung der Erhebungen 
beauftragten Personen ist das Betreten der Grund- 
stücke, die Gegenstand der Erhebung sind, zu ge- 
statten. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer sich Absatz 1 
zuwider weigert, den mit der Durchführung der Er- 
hebungen beauftragten Personen das Betreten der 
Grundstücke, die Gegenstand der Erhebung sind, zu 
gestatten. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Ernteberichterstattung 

§ 12 

Die Ernteberiditerstattung umfaßt jährlich in den 
Monaten März bis November Angaben 

1. über Merkmale des Wachstumstandes, 

2. über die Witterungsverhältnisse imd -ein- 
flüsse, 

3. über Pflanzenkrankheiten und -Schädlinge 
und ihre Bekämpfung, 

4. über Pflege- und Erntearbeiten, 

5. über die zu erwartende und die tatsächliche 
Ernte und ihre Verwertung, 

6. bei Reben zusätzlich über Mostgewicht, Säure- 
gehalt und Wert des Mostes. 

§ 13 

Die Berichterstattung wird von ehrenamtlichen 
Berichterstattern durchgeführt. Angaben gegenüber 
den Berichterstattern sind freiwillig. 


DRITTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 14 

Die Befugnis der Bundesregierung, Rechtsver- 
ordnungen nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke vom 3. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1314) zu erlassen, bleibt un- 
berührt. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 
§ 10 

Bei den Erhebungen werden die Flächen nach 
Hauptnutzungsarten, Kulturarten, Pflanzenarten 
und Pflanzengruppen aufgegliedert. 

§ 11 

unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 
Ernteberichterstattung 

§ 12 

unverändert 


§ 13 

unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 14 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 


§ 15 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 16 § 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1958 in Kraft. Dieses Gesetz tritt am 

düng in Kraft. 


§ 

u n V e r 


19. Ausschusses 
15 

ändert 


16 

Tage nach seiner Verkün- 
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